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Mündliche Frage Ausschuss IV 01.07.2020 

 

 

• 268. Frage von Frau HUPPERTZ (CSP) an Minister ANTONIADIS zu Integrationsbeauftragten 

 

Im Integrationsdekret der Deutschsprachigen Gemeinschaft ist festgelegt, dass es zwei kommunale 

Integrationsbeauftragte gibt, die ihre Tätigkeit in den nördlichen resp. in den südlichen Gemeinden 

Ostbelgiens wahrnehmen. 

 

„Bei welcher Gemeinde sie eingestellt werden, wird per Aufruf entschieden. Aktuell arbeiten im 

Rahmen einer Pilotphase nach einem Aufruf bereits kommunale Integrationsbeauftragte in Eupen und 

St. Vith. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, dass auch andere Gemeinden sich beteiligen und 

somit das Netzwerk für Integrationsangelegenheiten auf lokaler Ebene fördern und vertiefen. Die 

Bedingungen der Bezuschussung sowie eine detaillierte Aufgabenbeschreibung werden über einen 

zwischen der Regierung und den Gemeinden oder ÖSHZ abgeschlossenen Vertrag geregelt“, so die 

damaligen Erläuterungen im Dekretentwurf.1 

 

Lokaler Besonderheiten sind also eine wichtige Voraussetzung für die Arbeit der 

Integrationsbeauftragten. 

 

Hierzu meine Fragen: 

 

- Deckt die Einrichtung des Integrationsdienstes in einer Gemeinde die Bedürfnisse in den 
umliegenden Gemeinden des Nordens und des Südens in der DG zur vollsten Zufriedenheit 
ab? 

- Gibt es angesichts erkennbarer Brennpunkte und unter der Voraussetzung einer Anpassung 
des Dekrets das Bestreben, einen weiteren Integrationsbeauftragten einzustellen? 

 

  

 
1  Dekretentwurf für Integration und das Zusammenleben in Vielfalt, PDG, Dokument 198 (2017-2018) Nr. 1, 

Art. 17. 



 

2 
 

 
 
 

• 268. Antwort des Ministers Antoniadis auf die Frage von Frau HUPPERTZ (CSP) zu 

Integrationsbeauftragten 

 

Um die Gemeinden bei der Bewältigung der vielfältigen Aufgaben im Bereich Zuwanderung und 

Integration zu unterstützen, bezuschusst die Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft zwei 

kommunale Anlaufstellen für Integration. Dies geschah nach einem Aufruf in Eupen und in St.Vith.  

Ziel der kommunalen Anlaufstelle ist es, mittels einer verstärkten lokalen Koordination, eine effiziente 

und bedarfsorientierte Integration auf lokaler Ebene zu erreichen und das Zusammenleben der 

verschiedenen Kulturgemeinschaften zu fördern. 

 

Eupen und St.Vith sind die primären Einzugsgebiete der kommunalen Integrationsbeauftragten. Dies 

bedeutet jedoch nicht, dass die Projekte, die mithilfe dieser kommunalen Anlaufstellen und in 

Zusammenarbeit mit anderen Akteuren entstehen, nicht auch Personen erreichen können, die nicht in 

diesen beiden Gemeinden wohnhaft sind. Ein Beispiel dafür ist ein Führerscheinkurs in leichter Sprache 

in St.Vith. Daran konnten auch Migranten aus anderen Gemeinden teilnehmen. 

 

Wenn aber der kommunale Integrationsbeauftragte auf Wunsch anderer Gemeinden seine Tätigkeiten 

strukturell auf diese Gemeinden ausdehnen soll, wird das Tätigkeitsfeld im Rahmen eines Vertrags 

zwischen der Stadt Eupen oder dem ÖSHZ St.Vith und der interessierten Gemeinde festgelegt.  

Auf diese Möglichkeit hat bisher die Gemeinde Raeren zurückgegriffen, so dass die kommunale 

Integrationsbeauftrage aus Eupen 6 Stunden pro Woche in und explizit für Raeren arbeitet. Dies wurde 

bilateral vereinbart.  

 

Im Süden gab es keine Nachfragen anderer Gemeinden, die Tätigkeiten der kommunalen 

Integrationsbeauftragten auszuweiten.  

 

Angesichts erkennbarer Brennpunkte hat nun auch das ÖSHZ Kelmis entschieden, eine eigene 

kommunale Anlaufstelle für Integration zu schaffen. Dies begrüße ich außerordentlich. Ich bin der 

Meinung, dass dieser Einsatz unterstützt werden sollte.  

 

Durch eine Anpassung des Dekrets über das Programmdekret wollen wir daher der Gemeinde Kelmis 

und anderen Gemeinden die Möglichkeit auf einen Zuschuss eröffnen.  
 


